
Das Recht des Handelsregisters  

ein Überblick von Christiane Breunig, Richterin am Amtsgericht Bayreuth 

  

1. Das Handelsregister:  

a) Allgemeines  

Das Handelsregister wi rd von d en Amtsgerichten geführt. Die örtli che Zuständ igkeit bestimmt 
sich bei Einzelkaufleuten nach dem Sitz der Handelsniederlassung § 29 HGB, bei juristischen 
Personen ist der Sitz der Hauptniederlassung d es gewerbli chen Unternehmens §§ 33,36 HGB 
und b ei handelsrechtli chen Gesellschaften od er einem versicherung srechtli chen Verein aG der 
Sitz (Betriebsmittelpun kt) maßgeblich.  

Es handelt sich h ierbei um eine Registerführung in Karteiform, auf sogenannten 
Registerblättern (Musterblatt s.u.).Es ist in zwei Abteilung en, nämlich A und B untergliedert. 
Zusätzli ch wi rd vom Registergericht ein Namensverzeichn is in Karteiform geführt, in welchem 
sämtli che im Registerbezirk bestehenden Firmen geführt werden. Dieses erleichtert die Suche 
nach einzelnen Firmen. Eine Erfassung du rch Computer ist bislang aufgrund d er Vielzahl der 
mit der Registerführung verbund enen Schwierigkeiten no ch n icht erfolgt. Für jede Firma muss 
eine Registerakte geführt werden,diese besteht aus zwei Bänden, dem Sond erband(SB), der 
alle zum Handelsregister eingereichten Schriftstücke enthält (z.B. Anmeldung en,Satzung ) und 
dem Hauptband , der alle übrigen Schriftstücke enthält (z.B. gerichtli che Verfügung en). Für 
jede Firma, die im Register B geführt wi rd, muss weiterhin in der Registerakte ein Handb latt , 
welches dem Registerblatt entspricht, vorhanden sein . 

In d ie Handelregisterabteilung A werden eingetragen (HRA):  

- Einzelkaufleute  

- OHG (offene Hanelsgesellschaft)   

- KG (Kommanditgesellschaft)   

- GmbH & Co.KG  

- Europäische Wirtschaft li che Interessenvereinigung   
   
   

In d ie Handelsregisterabteilung B werden eingetragen (HRB):  

- GmbH (Gesellschaft mit beschränkter Haftung )  

- AG (Aktiengesellschaft)   

- KgaA (Kommanditgesellschaft auf Aktien)  

- VVaG (Versicherung sverein auf Gegenseitigkeit)  
   
   



Der Aufbau eines Registerblattes  
   
HR A:  
   

Nr. 
der  
Eintra-  
gung 

a)Firma  

b)Ort der 
Niederlassung  
(Sitz der 
Gesellschaft)  

c) Gegenstand 
des 
Unternehmens  
(bei 
juristischen 
Personen) 

Geschäftsinhaber  
Persönlich 
haftende 
Gesellschafter  
Vorstand   
Abwickler 

Prokura Rechtsverhältnisse 

a) Tag der 
Eintragung  
und 
Unterschrift  

b) 
Bemerkungen 

1  2  3  4  5  6  

 
HR B:  
   

Nr. der  
Eintra-  
gung 

a)Firma  

b) Sitz  

c) Gegenstand 
des 
Unternehmens 

Grund-  
oder  
Stammkapital  

Vorstand  
Persönlich 
haftende  
Gesellschafter  
Geschäftsführer  
Abwickler  

Prokura Rechtsverhältnisse 

a) Tag der 
Eintragung  
und 
Unterschrift  

b) 
Bemerkungen 

1  2  3  4  5  6  7  

Bei der Ersteintragung  werden zwingend d ie Spalten 1, 2, 3, 4, 6, 7 (bei HRA Spalten 1, 2, 3, 5, 
6) ausgefüll t ( die Erteilung einer Prokura ist also n icht zwingend no twend ig). In Spalte 6 (HRB) 
bzw. Spalte 5 ( HRA) werden das Datum des Abschlusses des Gesellschaftsvertrages sowie die 
abstrakten und konkreten Vertetung sverhältnisse eingetragen ( Beispiel: " Die Gesellschaft hat 
einen od er mehrere Geschäftsführer.... Der Geschäftsführer XY ist 
einzelvertetung sberechtigt" ).  

Bei späteren Eintragung en ( in fortlaufender Nummer auf dem bereits angelegten Registerblatt) 
werden dann weitere Veränderung en eingetragen, wobei jeweils in Spalte 6 bzw. 5 des Datum 
der Gesellschafterversammlung zu vermerken ist, in welcher die Änderung b eschlossen 
wurde. Einzutragen sind h ier auch Verschmelzung en u .ä. nach dem UmwG und d er Abschluß 
bzw. die Beend igung von Organverträgen .  

Spalte 6 (HRA) bzw. Spalte 7 (HRB) enthält in der Regel die Blattzahl im SB, an welcher die 
unter dieser Nummer eingetragene Veränderung zu finden ist.  

 

 



b) Akteneinsicht  

Die Einsicht in das Handelsregister ist jedem gestattet, d.h. jedermann h at das Recht, das 
Registerblatt einzusehen. Ebenso kann d er Sond erband mit den darin enthaltenen 
Schriftstücken eingesehen werden § 9 HGB. Das bedeutet, dass ein besond eres Interesse 
gerade nicht nachgewiesen werden muß. Die Geschäftstelle des Amtsgerichtes ist auch 
verpfli chtet, auf Verlangen Abschriften zu fertigen. Die Kosten h ierzu müssen aber 
übernommen werden. Anders verhält es sich bei den üb rigen Registerakten (insbesond ere 
dem Hauptband). Hier r ichtet sich d ie Akteneinsicht nach § 34 FGG, ein berechtigtes Interesse 
muss glaubh aft gemacht werden. Abschriften könn en dann auch h ier gegen Kostenerstattung 
verlangt werden.  
   
   

c) Organe  
   
aa) Der Richter ist für die Prüfung und Eintragung sverfügung en wie folgt zuständ ig:  

- AG, GmbH, KaAG, VVaG, Eintragung von Zweign iederlassungn ausländ ischer Gesellschaften 
(Ersteintragung )  

- Eintragung von Satzung sänderung en, die nicht nur die Fassung b etreffen  

- Eintragung sverfügung en bei Umwandlung en nach dem UmwG (der im HRB eingetragenen 
Firmen)  

- Löschung en aus dem Handelsregister der in HRB eingetragenen Gesellschaften  
   

Daneben ist der Richter für weitere Maßnahmen ,die eingetragene Gesellschaften betreffen, 
zuständ ig wie z. B. die Bestellung eines Gründung sprüfers oder die Bestellung von 
Aufsichtsratsmitgliedern. Diese werden n icht im Handelsregister eingetragen, sind aber als 
Annexentscheidung en für eingetragene bzw. noch einzutragende Gesellschaften nö tig.  

bb) Der Rechtspfleger ist zuständ ig:  

- alle im HRA anfallenden Eintragung sverfügung en  

- alle weiteren Verfügung en, soweit sie nicht ausdrückli ch dem Richter vorbehalten sind § 17 
RPflG  
   
cc) Die Geschäftstelle ist für die Ausführung (= Eintragung in d ie Registerblätter und 
Veröffentli chung ) der Richter- und Rechtspflegerverfügung en zuständ ig. Diese regelt auch den 
Parteiverkehr und erteil t Abschriften auf Verlangen (s.o.).  
   
dd) Die Indu strie-und Handelskammer sowie die Handwerkska mmer sind als Organe des 
Handelsstandes zur Mitwi rkung b erufen. Sie werden in geeigneten Fällen vom Registergericht 
um eine Stellungn ahme ersucht (in der Praxis wi rd eine Stellungn ahme zur Frage der 
Zulässigkeit von F irmennamen bei der IHK und zum Vorliegen handwerkli cher 
Voraussetzung en bei der HWK eingeho lt). Die Stellungn ahme der IHK hat jedoch keine das 
Gericht bindende Wirkung , sie ist jedoch ein wichtiges Hil fsmittel. Dagegen hat die 
Stellungn ahme der Handwerkska mmer immer dann b indende Wirkung für das Gericht, wenn es 
um die Beurteilung g eht, ob d ie bei einer einzutragenden Firma notwend igen handwerkli chen 
Erfordernisse v orliegen (Meisterprüfung , Eintragung in d ie Handwerksrolle). Die Beurteilung 
rechtli cher Fragen ist aussc hließlich Aufgabe des Richters/Rechtspflegers.  
   
   



2. Welchen Zweck ve rfolgt das Handelsregister?  
   
Die Aufgabe des Handelsregisters ist es, wesentli che Rechtsverhältnisse der Unternehmer und 
der Unternehmen des Handelsstandes zu o ffenbaren. Es dient als Pub lizitätsmittel der 
Sicherheit des Rechtsverkehrs. Das Handelsregister genießt öffentli chen Glauben § § 5,15 
HGB. Ist eine Tatsache noch n icht eingetragen, so kann sie einem Dritten n icht 
entgegengehalten werden (Ausnahme: positive Kenntnis des Dritten). Das bedeutet, dass der 
Rechtsverkehr geschützt ist, also d ie noch n icht eingetragene Tatsache (solange man keine 
Kenntnis hiervon h at) als nicht beachtli ch g il t. Man kann sich also auf das Schweigen des 
Handelsregisters verlassen (sogenannte negative Pub lizität). Auf die Richtigkeit des 
Handelsregisters, also dass eine eingetragene Tatsache auch so richtig ist, kann sich der 
Rechtsverkehr aber nicht verlassen (sogenannte positive Pub lizität). Eine Ausnahme gil t nur 
dann, wenn eine falsch eingetragene Tasache auch falsch bekanntgemacht wurde, hier kann 
sich ein gu tgläub iger Dritter auf die unrichtige Bekanntmachung b erufen. Dies gil t jedoch nu r 
für eintragung spfli chtige Tatsachen (z.B. Ersteintragung einer GmbH, Satzung sänderung 
wesentli cher Punkte).  

 

3. Die Eintragung   

Eingetragen werden könn en nu r Tatsachen, die vom Gesetz zur Eintragung zugelassen od er 
bestimmt sind . Es ist also n icht dem Einzelnen üb erlassen, was bzw. ob eingetragen werden 
soll. Vielmehr dient diese Bestimmung d azu, zum einen d ie wichtigsten Rechtsverhältnisse der 
Kaufleute im Rechtsverkehr offenzulegen. Zum anderen soll das Handelsegister aber auch klar 
und üb ersichtli ch b leiben, sodaß nicht no twend ige Eintragung en n icht erfolgen dü rfen. Die 
Eintragung erfolgt nach strengen Formvorschriften.  

Die Eintragung setzt in der Regel einen Antrag voraus, nur ausnahmsweise wi rd das 
Registergericht (der Richter oder Rechtspfleger) von Amts wegen tätig.  
   
a) Erstanmeldung   

Erstanmeldung en sind nu r in ö ffentli ch beglaub igter Form zulässig,d.h. die Beurkundung d er 
Firmengründung muß zwingend von einem Notar durchgeführt werden.  

Die wichtigsten inhaltli chen Erfordenisse einer bei Gericht einzureichenden Anmeldung sind :  

aa) Einzelkaufmann   

- Firmenname (mit Zusatz e.K. oder e.Kfm. oder e.Kfr.)  

- Ort des Handelsgeschäftes  

- Gegenstand d es Handelsgeschäftes  

- Unterschrift ,die bei der Firma verwendet wi rd  

bb) OHG  

- Firmenname  

- Sitz der Gesellschaft   

- Gegenstand d es Unternehmens  

- Gesellschafter(Namen)  



- Namensunterschrift   

cc) GmbH  

- Firmenname  

- Sitz der Gesellschaft   

- Gegenstand d es Unternehmens  

- Stammkapital ( mindestens 25.000.-Euro bzw. 48.895,75 DM) : in der Praxis empfielt es s ich, 
das Stammkapital in Euro anzumelden. Zwar ist nach der Vorschrift des § 86 Abs. 2 GmbHG für 
Firmenanmeldung en zwischen dem 1.Januar 1999 und d em 31. Dezember 2001 wahlweise eine 
Anmeldung in Euro od er DM (allerdings muß der DMbetrag in eine gerade "Eurozahl" 
umzurechnen sein) erlaubt, das in DM festgesetzte Stammkapital muss allerdings später auf 
Euro umgestell t werden.  

- Vertreter und Vertreung sverhältnis  

- bei der Einmann-GmbH( nur ein Gesellschafter): Nachweis der Volleinzahlung d es 
Stammkapitals  

dd) AG  

- Firmenname  

-Sitz der Gesellschaft   

- Gegenstand d es Unternehmens  

- Grund kapital( mindestens 50.000.-Euro)  

- Vertretung   

- Einteilung d er Aktien, Mitteilung d er Gründ er und d es ersten Aufsichtsrates  
   
 

Das Gericht prüft nun , ob d ie formellen Voraussetzung en vorliegen, also ob sämtli che 
Unterlagen ordnung sgemäß sind und ob d ie gesetzli chen Vorschriften eingehalten wurden 
(z.B. ist der Firmenname zulässig § 30HGB, ist das Stammkapital bei Sacheinlage richtig 
bewertet...) also d ie Richtigkeit der Anmeldung . Es muß weiterhin üb erprüfen, ob d as eventuell 
no twend ige Stammkapital (bei GmbH,AG) tatsächlich vorhanden ist und ob no twend ige 
staatli che Genehmigung en (z.B. GatstättenG, GewO,..) vorliegen. Führt die Prüfung zu einem 
positiven Ergebn is, so setzt das Gericht noch einen Kostenvorschuß fest, erst nach 
Einzahlung d ieses Vorschusses (abhäng ig von der Höhe des Stammkapitals) wi rd dann d er 
Richter/Rechtspfleger die Eintragung verfügen.  

b) Sonstige Eintragung en  

Diese haben in der Praxis sehr große Bedeutung , da nahezu jede Gesellschaft Änderung en in 
rechtli cher oder tatsächlicher Hinsicht un terliegt. Hierunter fallen insbesond ere bei GmbH/AG 
Satzung sänderung en z.B. ein Wechsel des Firmennamens, eine Änderung d es 
Unternehmensgegenstandes oder des Firmensitzes.Diese Änderung en müssen wiederum in 
notariell beglaub igter Form dem Gericht vorgelegt werden. Auch jede sonstige Änderung d er 
Satzung (auch wenn es s ich ledigli ch um eine unwesentli che handelt) muß zur Eintragung 
angemeldet werden. Der Richter/Rechtspfleger hat die rechtli che Prüfung vorzunehmen und 
verfüg t sodann d ie Eintragung in das Registerblatt der Firma unter der nächsten fortlaufenden 



Nummer. Ergibt sich zu den bereits eingetragenen Tatsachen eine Änderung , z.B. ein neuer 
Firmenname oder ein Geschäftsführerwechsel, so muss die jetzt unrichtig gewordene (frühere) 
Eintragung g erötet werden. Das bedeutet in der Praxis, dass die unrichtige Tatsache rot 
un terstrichen wi rd und somit als ungü ltig gekennzeichnet ist.  
   
Auch Firmenumwandlung en wie bei Verschmelzung von F imen, Abspaltung von F irmenteilen 
o.ä. nach dem Umwandlung sgesetz muß nach der komplizirten rechtli chen Prüfung eine 
Registereintragung erfolgen.  
   
Alle Eintragung en müssen veröffentli cht werden d .h. eine Veröffentli chung  findet in einer 
(vorher vom Gericht bestimmten) regionalen Tageszeitung , eine weitere im Bund esanzeiger 
statt . Die Kosten h ierfür müssen von d er Gesellschaft getragen werden. Folge der 
Veröffentli chung ist der Eintritt des öffentli chen Glaubens vgl. § 15 HGB. Besond erheit ist hier, 
dass nicht nur der Inhalt der Eintragung d es Registerblattes veröffentli cht wi rd , sond ern in 
gewissen Fällen weitere Tatsachen, die dazu d ienen, die Öffentli chkeit zu informieren. Hierzu 
zählt z.B. die Mitteilung , wenn d as Stammkapital einer GmbH mit Sacheinlage und n icht mit der 
eigentli ch üb li chen Bareinlage erbracht wi rd.  

Nicht alle Anträge auf Eintragung in das Handelsregister werden vom Richter /Rechtspfleger 
als zulässig erachtet.Was ist zu tun?   

 

4. Rechtsmittel gegen die Ablehnung d er Eintragung :  

Für den Richter gibt es neben allgemeinen Hinweisen auf Fehler der Anmeldung  (nicht 
angreifbar) zwei Möglichkeiten , unrichtige Anträge zu behandeln:  

a) Zwischenverfügung   

Der Richter teil t dem Antragsteller formell das Eintragung shindernis mit und setzt eine Frist 
zur Behebung . Verstreicht die Frist ohn e dass eine Reaktion erfolgt, lehnt der Richter die 
Eintragung du rch einen Beschluss ab. Dieser ist jetzt nicht mehr anfechtbar. Ist der 
Antragsteller nicht mit der rechtli chen Würdigung d es Richters einverstanden, so muss er 
gegen d ie Zwischenverfügung vorgehen. Rechtsmittel i st hier die Beschwerde § 19 FGG, die 
dann d ie Sache zum Landg ericht bring t, welches nun zu entscheiden hat. Gegen d ie 
Entscheidung d es Landg erichts ist die weitere Beschwerde zum Oberlandesgericht statthaft .  
   
 

b) Ablehnung du rch Beschluss   
 

Ergeht keine Zwischenverfügung und wi rd der Antrag abgelehnt, so ist nun d as Rechtsmittel 
der Beschwerde zulässig. Die unter a) gemachten Ausführung en gelten auch h ier.  
   

c) Wird etwas falsch eingetragen (z.B. Schreibfehler) ist grund sätzli ch keine 
Anfechtung smöglichkeit gegeben. Das Gericht wi rd aber von Amts wegen prüfen, ob eine 
Berichtigung nö tig ist und d ieses bei Notwend igkeit auch verfügen.  

 

 

 



5. Löschung   

Wie bereits dargestell t, muss im Handelsregister darauf geachtet werden, dass es s tets k lar 
und üb ersichtli ch b leibt. Deshalb müssen Gesellschaften/Firmen, die rein tatsächlich n icht 
mehr existieren ( es besteht kein Geschäftsbetrieb mehr) auch rechtli ch gelöscht werden. Stell t 
der Firmenverantwortli che (GeschäftsführerVorstand/ Einzelkaufmann) den Antrag auf 
Löschung  , wi rd das Löschung sverfahren eingeleitet. D.h. dass nun mehr in das 
Handelsregister der Beginn d er Liqu idation einzutragen ist und später auch deren Beend igung . 
Zur Sicherheit im Rechtsverkehr muss dieses auch dreimal veröffentli cht werden (für GmbH § 
65 GmbHG).Schließlich sollen eventuell vorhandene Gläub iger die Möglichkeit haben,noch 
offenstehende Forderung en geltend zu machen. Wird nämlich nach Durchführung d es 
Löschung sverfahrens die Gesellschaft durch den Richter/Rechtspfleger gelöscht, ist die Firma 
nicht mehr existent. Forderung en könn en n icht mehr von d er Firma beigetrieben 
werden.Grund sätzli ch könn en aber deshalb auch keine Forderung en der Gesellschaft gegen 
Dritte beigetrieben werden.  

Das Registergericht schreitet dann von Amts wegen ein, wenn b ekannt wi rd, dass eine Firma 
nicht mehr tatsächlich existiert. Es wi rd dann d as Amtslöschung sverfahren eingeleitet. Ein 
wichtiges, wenn auch n icht das einzige Ind iz, ist hierbei die Vermögenslosigkeit der 
Gesellschaft . Das Gericht ho lt Stellung nahmen des Finanzamtes und d er IHK ein. Wenn d iese 
einverstanden sind und auch der Vertreter der Gesellschaft keinen Widerspruch erhebt, wi rd 
die Gesellschaft gelöscht. Sie existiert nicht mehr.  

Weil durch d ie Löschung d ie Firma nicht mehr existiert, muß dieses Verfahren sehr sorgfältig 
geprüft werden!  

Bei gelöschten Firmen wi rd das Registerblatt rot durchkreuzt. Die Registerakte wi rd 10 Jahre 
aufbewahrt.  

Nur unter ganz engen Vorraussetzung en kann d er Richter die Gesellschaft , nur für kurze Zeit, 
wieder aufleben lassen. Stell t sich nämlich heraus, dass die gelöschte Gesellschaft noch 
Vermögen (weiter Begriff z.B. auch n ich von vorneherein aussichtslose Forderung en) hat, so 
kann auf Antrag eine Nachtragsliqu idation  zur Beitreibung d ieser Forderung en beschlossen 
werden. Sodann muss eine die Gesellschaft vertretende Person b estell t werden. Da die 
Gesellschaft in der Regel trotzdem als vermögenslos gil t (das noch bestehende Vermögen ist 
noch n icht beigetrieben) findet sich h ier in der Praxis jedoch selten eine freiwilli ge Person, die 
die Vertretung d er Gesellschaft übernimmt (der sogenannte Nachtragsliqu idator).Diese ist 
normalerweise mit f inanziellen Aufwendung en verbund en,die die Gesellschaft zahlen muss. 
Diese kann aber erst zahlen, wenn d as Vermögen tatsächlich beigetrieben werden konn te. 
Findet sich deshalb n iemand, der das Amt des Nachtragsliqu idators übernimmt, muss das 
Gericht den Antrag auf Nachtragsliqu idation ablehnen. Findet sich ein Nachtragsliqu idator so 
wi rd in seltenen Fällen d ie Nachtragsliqu idation in das Handelsregister eingetragen, nämlich 
dann, wenn mehrere Hand lung en vorgenommen werden müssen(z.B. Forderung en gerichtli ch 
geltend machen, Grunstücke ve rkaufen..).Nach Beend igung d ieser Hand lung en löscht das 
Gericht die Gesellschaft wieder von Amts wegen.  

Ist nur eine einzige Nachtragsliqu idationshand lung zu tätigen, so genüg t ein richterli cher 
Beschluss,die Eintragung in das Handelsreister ist nicht nö tig. Die zu tätigende Hand lung muß 
im Beschluss k onkret bezeichnet werden. Nach Durchführung der Hand lung ist die 
Nachtragsliqu idation automatisch beendet.  

Eine Nachtragsliqu idation zur Beitreibung von Fo rderung en gegen d ie gelöschte Gesellschaft 
ist nicht mög lich.  

 

 



6. Sonstige Register  
   

Neben dem Handelsregister werden vom Registergericht folgende Register geführt:   

- Vereinsregister  

- Genossenschaftsregister  

- Musterregister  

- Güterrechtsregister  


